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Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 5 HGB
(Stimmrechtskontrolle bei Arbeitnehmer
beteiligung)

Es existieren keine Stimmrechtskontrollen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 6 HGB
(Gesetzliche Bestimmung der Satzung über die 
Ernennung und Abberufung der Mitglieder des 
Vorstands und über die Änderung der Satzung)

Gemäß Ziffer 6 Abs. 2 der Satzung der Francotyp-Postalia 
Holding AG erfolgen die Bestimmung der Anzahl der Vor-
standsmitglieder, deren Bestellung sowie der Widerruf ihrer 
Bestellung durch den Aufsichtsrat. Nach Ziffer 6 Abs. 3 der 
Satzung kann der Aufsichtsrat einem Aufsichtsratsausschuss 
den Abschluss, die Änderung und Beendigung von Anstel-
lungsverträgen der Vorstandsmitglieder übertragen. 

Die Satzung schreibt in Ziffer 23 Abs. 1 vor, dass die Haupt-
versammlung ihre Beschlüsse mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der 
Stimmenmehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit 
der einfachen Mehrheit des bei der Beschlussfassung ver-
tretenen Grundkapitals, falls das Gesetz oder die Satzung 
nicht zwingend eine größere Mehrheit vorschreiben, fasst. 
Stimmenthaltungen gelten als nicht abgegebene Stimmen. 
Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat gemäß Ziffer 15 Abs. 2 
der Satzung Satzungsänderungen vornehmen, die nur die 
Fassung betreffen. 

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 7 HGB 
(Befugnisse des Vorstands hinsichtlich der Mög-
lichkeit, Aktien auszugeben oder zurückzukaufen)

Genehmigtes Kapital 
Der Vorstand war gemäß Ziffer 4 Abs. 3 der Satzung ermäch-
tigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 15. Oktober 
2011 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer 
auf den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- oder 
Sacheinlagen einmal oder mehrmals, insgesamt um bis zu 
6.000.000 Euro zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2006). Von 
dieser Ermächtigung ist kein Gebrauch gemacht worden. Um 
der Verwaltung den bisherigen Handlungsspielraum über den 
15. Oktober 2011 hinaus zu erhalten, hat die Hauptversamm-
lung am 30. Juni 2011 beschlossen, das Genehmigte Kapital 
2006 aufzuheben und durch ein neues Genehmigtes Kapital 
2011 zu ersetzen. Dieses wurde zudem leicht erhöht.

Sonstige Angaben

Erläuternder Bericht des Vorstands gemäSS 
§ 315 Abs. 4 HGB

Nachstehend informiert der FP-Konzern über die verpflich-
tenden Angaben nach § 315 Abs. 4 HGB i. V. m. § 120 Abs. 3 
Satz 2 AktG. Es handelt sich dabei insgesamt um Regelun-
gen, die bei börsennotierten Unternehmen üblich sind und 
nicht dem Zweck der Erschwerung etwaiger Übernahme-
versuche dienen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 1 HGB
(Gezeichnetes Kapital) 

Am 31. Dezember 2012 betrug das Grundkapital der Franco-
typ-Postalia Holding AG 16.160.000 Euro. Es ist in 16.160.000 
Stückaktien eingeteilt.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 2 HGB
(Beschränkungen, die Stimmrechte oder die 
Übertragung von Aktien betreffen) 

Jede Aktie berechtigt zur Abgabe einer Stimme in der Haupt-
versammlung. Beschränkungen betreffend der Stimmrechte 
oder deren Übertragung bestehen nicht. Zum 31. Dezember 
2012 lag der Bestand an eigenen Aktien bei 370.444 Stücken. 
Dies entspricht einem Anteil von 2,3 % des Grundkapitals. 
Bei eigenen Aktien werden keine Stimmrechte ausgeübt. 
Etwaige Beschränkungen, die sich aus Vereinbarungen zwi-
schen Gesellschaftern ergeben könnten, sind dem Vorstand 
der Francotyp-Postalia Holding AG nicht bekannt. 

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 3 HGB 
(Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, 
die 10 % der Stimmrechte überschreiten)

Zum 31. Dezember 2012 hielt 3R Investments mit Sitz auf 
Zypern 10,03 % am Grundkapital der Francotyp-Postalia 
Holding AG. Dies entspricht 1.660.000 Aktien.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 4 HGB 
(Aktien mit Sonderrechten) 

Die Francotyp-Postalia Holding AG hat keine Aktien mit 
Sonderrechten ausgegeben.
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ausgegeben oder veräußert werden, sowie der anteilige 
Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur 
Bedienung von Options- oder Wandlungsrechten oder 
zur Erfüllung von Options- oder Wandlungspflichten aus 
Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszu-
geben sind, sofern die Schuldverschreibungen während 
der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ausgegeben werden.

•	 für einen Anteil am genehmigten Kapital in Höhe von bis 
zu insgesamt 1.470.000 Euro, um die neuen Aktien an 
Mitarbeiter der Gesellschaft oder Mitarbeiter einer ihrer 
unmittelbaren oder mittelbaren Konzernunternehmen 
im Sinne des § 18 AktG auszugeben, wobei die Ausgabe 
der Belegschaftsaktien auch zu einem Vorzugspreis er-
folgen kann

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte und die sons-
tigen Bedingungen der Aktienausgabe entscheidet der Vor-
stand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat 
ist ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem 
Umfang der Kapitalerhöhung aus dem genehmigten Kapital 
zu ändern.

Am 23. März 2012 hat der Vorstand der Francotyp-Postalia 
Holding AG mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschlossen, 
das Grundkapital der Gesellschaft um 1,46 Mio. Euro zu er-
höhen. Hierzu gab das Unternehmen neue, auf den Inha-
ber lautende Stückaktien mit einem anteiligen Betrag am 
Grundkapital von 1 Euro je Aktie aus. Das Grundkapital der 
Gesellschaft beträgt nun 16,16 Mio. Euro. Die neuen Aktien 
wurden unmittelbar nach Zustimmung des Aufsichtsrats im 
Rahmen eines Private Placements durch die 3R Investments 
Ltd., Zypern, gezeichnet. Damit ist die Kapitalerhöhung 
erfolgreich platziert. Der Ausgabebetrag lag bei 2,66 Euro 
je Aktie; der Gesellschaft floss ein Bruttoemissionserlös in 
Höhe von 3,9 Mio. Euro zu. 

Bedingtes Kapital
Am 30. Juni 2011 hat die Hauptversammlung beschlossen, 
das Grundkapital der Gesellschaft um einen Betrag von bis 
zu 6.305.000 Euro durch Ausgabe von bis zu 6.305.000 
neuen auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem 
auf jede Aktie entfallenden anteiligen Betrag des Grund-
kapitals von 1,00 Euro je Aktie bedingt zu erhöhen (Be-
dingtes Kapital 2011). 

Der Vorstand wurde ermächtigt, das Grundkapital der 
Gesellschaft bis zum 29. Juni 2016 mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender 
Stückaktien gegen Bar- und / oder Sacheinlagen, einmal 
oder mehrmals, insgesamt um bis zu 7.350.000 Euro zu 
erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). Den Aktionären steht 
grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Ge-
mäß § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Aktien auch von 
einem oder mehreren Kreditinstituten oder einem Konsorti-
um aus Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen 
werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten.

Der Vorstand ist ermächtigt, einmalig oder mehrmalig mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre 
auszuschließen:

•	 für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugs
verhältnisses ergeben

•	 soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits 
zuvor ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- 
oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungs-
pflichten ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu 
können, wie es ihnen nach Ausübung der Options- oder 
Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflichten zustehen würde

•	 soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben 
werden sollen, um Unternehmen, Unternehmensteile 
oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben, und 
sofern der Erwerb des Unternehmens oder der Beteiligung 
im wohlverstandenen Interesse der Gesellschaft liegt

•	 soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben 
werden und der auf die neu auszugebenden Aktien ins-
gesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 
10 % des Grundkapitals nicht überschreitet und der Aus-
gabepreis der neu auszugebenden Aktien den Börsenpreis 
der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum 
Zeitpunkt der endgültigen Festlegung des Ausgabeprei-
ses nicht wesentlich unterschreitet. Für die Berechnung 
der Grenze von 10 % des Grundkapitals ist die Höhe des 
Grundkapitals im Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Er-
mächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum 
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung 
maßgebend. Auf diesen Höchstbetrag ist der anteilige 
Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder 
auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die wäh-
rend der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 
des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder 
entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG 
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Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleich-
berechtigte Teilschuldverschreibungen eingeteilt werden.

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im ent-
sprechenden Gegenwert – in der gesetzlichen Währung 
eines OECD-Landes begeben werden. Sie können auch durch 
ein unmittelbares oder mittelbares Konzernunternehmen 
der Francotyp-Postalia Holding AG im Sinne des § 18 AktG 
begeben werden; in einem solchen Fall wird der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Garantie 
für die Schuldverschreibungen zu übernehmen und den 
Inhabern Options- bzw. Wandlungsrechte auf neue, auf den 
Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren 
oder entsprechende Options- oder Wandlungspflichten zu 
begründen.

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen 
werden jeder Teilschuldverschreibung ein oder mehrere 
Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, 
nach Maßgabe der vom Vorstand mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats festzulegenden Optionsanleihebedingungen 
auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu 
beziehen. Die Optionsanleihebedingungen können vorse-
hen, dass der Optionspreis ganz oder teilweise auch durch 
Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden 
kann, soweit diese auf Euro lauten. Das Bezugsverhältnis 
ergibt sich in diesem Fall aus der Division des Nennbetra-
ges einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten 
Optionspreis für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie 
der Gesellschaft. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der 
auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien 
entfällt, darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldver-
schreibung nicht übersteigen. Die Laufzeit des Optionsrechts 
darf die Laufzeit der Optionsschuldverschreibung nicht 
überschreiten.

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen 
erhalten die Inhaber der Teilschuldverschreibungen das 
Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats festzulegenden Wandelanlei-
hebedingungen in auf den Inhaber lautende Stückaktien der 
Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt 
sich aus der Division des Nennbetrages oder des unter dem 
Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuld-
verschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für 
eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft 
und kann auf eine volle Zahl auf- oder abgerundet wer-
den. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die 

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien an die 
Inhaber oder Gläubiger von Options- oder Wandelschuld-
verschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldver-
schreibungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), 
die bis zum 29. Juni 2016 von der Gesellschaft oder durch 
ein unmittelbares oder mittelbares Konzernunternehmen 
der Gesellschaft im Sinne des § 18 AktG begeben werden. 
Sie wird nur insoweit durchgeführt, als von Options- oder 
Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschrei
bungen Gebrauch gemacht wird oder Options- oder Wand-
lungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen erfüllt 
werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen 
Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden 
Ermächtigung jeweils zu bestimmenden Options- bzw. 
Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn 
des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von 
Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder durch Erfüllung von 
Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil.

Der Vorstand wurde ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der 
bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat 
wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der 
Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung zu ändern.

Wandel- und Optionsrechte 
Der Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung 
vom 30. Juni 2011 ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichts-
rats bis zum 29. Juni 2016 einmalig oder mehrmalig, insgesamt 
oder in Teilbeträgen, Options- oder Wandelschuldverschrei-
bungen, Genussrechte oder Gewinnschuldverschreibungen 
bzw. Kombinationen dieser Instrumente (zusammen 
„Schuldverschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 
200.000.000 Euro zu begeben und den Inhabern bzw. Gläu-
bigern (zusammen im Folgenden „Inhaber“) der jeweiligen 
Teilschuldverschreibungen Options- oder Wandlungsrechte 
auf den Erwerb von auf den Inhaber lautenden Stückaktien 
der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grund
kapitals von insgesamt bis zu 6.305.000 Euro nach näherer 
Maßgabe der Bedingungen der Schuldverschreibungen zu 
gewähren und entsprechende Options- oder Wandlungs-
pflichten zu begründen. Die Schuldverschreibungen sowie 
die Wandlungs- und Optionsrechte bzw. -pflichten dürfen 
mit einer Laufzeit von bis zu 30 Jahren oder ohne Laufzeit-
begrenzung begeben werden. Die Ausgabe von Schuldver-
schreibungen kann insgesamt oder teilweise auch gegen 
Erbringung einer Sachleistung erfolgen.
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•	 während der zehn Börsentage der Frankfurter Wert-
papierbörse, Frankfurt am Main, vor dem Tag der Be-
schlussfassung durch den Vorstand über die Begebung 
der Schuldverschreibungen bzw. über die Erklärung der 
Annahme durch die Gesellschaft nach einer öffentlichen 
Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten 
oder

•	 für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts auf die 
Schuldverschreibungen, vom Beginn der Bezugsfrist bis 
einschließlich des Tages vor der Bekanntmachung der 
endgültigen Festlegung der Konditionen gemäß § 186 
Abs. 2 Satz 2 AktG.

§ 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt.

Sofern während der Laufzeit von Schuldverschreibungen, 
die ein Options- oder Wandlungsrecht bzw. eine Options- 
oder Wandlungspflicht gewähren bzw. bestimmen, Ver-
wässerungen des wirtschaftlichen Werts der bestehenden 
Options- oder Wandlungsrechte eintreten (beispielsweise 
durch Begebung weiterer Schuldverschreibungen oder Kapi
talerhöhungen aus Gesellschaftsmitteln) und dafür keine 
Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, wer-
den die Options- oder Wandlungsrechte – unbeschadet § 9 
Abs. 1 AktG – wertwahrend angepasst, soweit die Anpassung 
nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem 
Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die 
je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, 
den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung 
nicht übersteigen.

Statt einer wertwahrenden Anpassung des Options- bzw. 
Wandlungspreises kann nach näherer Bestimmung der 
Bedingungen der Schuldverschreibungen in allen diesen 
Fällen auch die Zahlung eines entsprechenden Betrages 
in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung des Options- 
oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung der Options- oder 
Wandlungspflicht vorgesehen werden.

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die 
Schuldverschreibungen zu. Die Schuldverschreibungen kön-
nen auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder 
einem Konsortium aus Kreditinstituten mit der Verpflich-
tung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug 
anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

bei Wandlung auszugebenden Aktien entfällt, darf den 
Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 
übersteigen.

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch 
eine Options- oder Wandlungspflicht zum Ende der Laufzeit 
oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen.

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können das 
Recht der Gesellschaft vorsehen, bei Endfälligkeit der mit 
einem Options- oder Wandlungsrecht verbundenen Schuld-
verschreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen 
ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geld-
betrages Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Ferner kann 
vorgesehen werden, dass die Gesellschaft den Options- 
oder Wandlungsberechtigten oder -verpflichteten nicht auf 
den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, 
sondern den Gegenwert in Geld zahlt.

Soweit die Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts 
oder die Erfüllung der Options- oder Wandlungspflicht zu 
rechnerischen Bruchteilen von Aktien führt, werden diese 
grundsätzlich in Geld ausgeglichen. Die Bedingungen der 
Schuldverschreibungen können jedoch vorsehen, dass kein 
Ausgleich für rechnerische Bruchteile von Aktien zu erfolgen 
hat. Die Gesellschaft kann in den Bedingungen der Schuld-
verschreibungen berechtigt werden, eine etwaige Differenz 
zwischen dem Nennbetrag der Teilschuldverschreibung und 
dem Produkt aus dem Options- bzw. Wandlungspreis und 
dem Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis ganz oder teilweise 
durch Zahlung in Geld auszugleichen.

Die vorstehenden Vorgaben gelten entsprechend, wenn Opti-
onsscheine einem Genussrecht oder einer Gewinnschuldver-
schreibung beigefügt werden oder wenn das Options- oder 
Wandlungsrecht oder die Options- oder Wandlungspflicht 
auf einem Genussrecht oder einer Gewinnschuldver- 
schreibung beruht.

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis 
muss, auch wenn er oder das Bezugs- oder Umtausch-
verhältnis variabel ist, mindestens 80 % des gewichteten 
durchschnittlichen Börsenkurses der Francotyp-Postalia-
Holding-AG-Aktie in der Schlussauktion im vollelektroni-
schen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt 
am Main, auf der Basis des Handelssystems Xetra (oder ei-
nes an dessen Stelle tretenden, funktional vergleichbaren 
Nachfolgesystems) betragen, und zwar 
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hält, festzulegen. Dies betrifft insbesondere Volumen, 
Zeitpunkt, Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabekurs, Lauf-
zeit und Stückelung, Options- bzw. Wandlungszeitraum, 
Festlegung einer Zuzahlung in bar, den Ausgleich oder die 
Zusammenlegung von Spitzen sowie die Barzahlung statt 
Lieferung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien.

Bedingtes Kapital zur ausschließlichen Erfüllung von 
Bezugsrechten
Am 1. Juli 2010 hat die Hauptversammlung beschlossen, das 
Grundkapital der Gesellschaft um bis zu 1.045.000,00 Euro 
durch Ausgabe von bis zu 1.045.000 auf den Inhaber lau-
tende Stückaktien bedingt zu erhöhen. Die bedingte 
Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Erfüllung von 
Bezugsrechten, die bis zum 30. Juni 2015 aufgrund der im 
Beschluss der Hauptversammlung vom gleichen Tag formu-
lierten Bedingungen (siehe Konzernanhang, Abschnitt IV, 
Tz. 17) gewährt werden. Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgege-
benen Bezugsrechte von ihrem Recht zum Bezug von Aktien 
der Gesellschaft Gebrauch machen und die Gesellschaft zur 
Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen Aktien gewährt. 
Die Ausgabe der Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt 
zu den folgenden von der Hauptversammlung beschlosse-
nen Bedingungen: „Der Ausübungspreis eines Bezugsrechts 
entspricht dem durchschnittlichen Börsenkurs (Schlusskurs) 
der Inhaber-Stückaktie der Gesellschaft im elektronischen 
Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) 
der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main an den letzten 
90 Kalendertagen vor der Gewährung des Bezugsrechts. Min-
destausübungspreis ist jedoch der auf die einzelne Stückaktie 
entfallende anteilige Betrag am Grundkapital der Gesell-
schaft (derzeit Euro 1,00) (§ 9 Abs. 1 AktG).“

Die neuen Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäfts-
jahres an, für das zum Zeitpunkt der Ausübung der Be-
zugsrechte noch kein Beschluss über die Verwendung des 
Bilanzgewinns gefasst worden ist, am Gewinn teil.

Ermächtigung zum Erwerb sowie zur Veräußerung 
eigener Aktien
Auf der ordentlichen Hauptversammlung der Francotyp-
Postalia Holding AG vom 1. Juli 2010 wurde der Vorstand 
ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats, eigene 
Aktien bis zu insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt dieser 
Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu erwer-
ben. Auf die nach dieser Ermächtigung erworbenen Aktien 
dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, welche sich 

Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats, das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuld-
verschreibungen auszuschließen:

•	 für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhält-
nisses ergeben

•	 soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von bereits 
ausgegebenen Schuldverschreibungen mit Options- oder 
Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflich-
ten ein Umtausch- oder Bezugsrecht in dem Umfang 
gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung des 
Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung der 
Options- oder Wandlungspflicht zustehen würde

•	 soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen aus-
gegeben werden sollen und der Wert der Sachleistung in 
einem angemessenen Verhältnis zu dem nach anerkann-
ten finanzmathematischen Methoden ermittelten theo-
retischen Marktwert der Schuldverschreibungen steht

•	 soweit Schuldverschreibungen mit Options- oder Wand-
lungsrecht oder Options- oder Wandlungspflicht gegen 
Barleistung ausgegeben werden sollen und der Ausgabe
preis ihren nach anerkannten finanzmathematischen 
Methoden ermittelten theoretischen Marktwert nicht 
wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Be-
zugsrechtsausschluss gilt nur insoweit, als auf die zur 
Bedienung der Options- und Wandlungsrechte bzw. bei 
Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten aus-
gegebenen bzw. auszugebenden Aktien insgesamt ein 
anteiliger Betrag des Grundkapitals von nicht mehr als 
10 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfällt. Für die 
Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grund
kapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Haupt-
versammlung über diese Ermächtigung oder – falls 
dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt der Ausübung 
der vorliegenden Ermächtigung maßgebend. Auf diesen 
Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals 
anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während der 
Laufzeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer, sinnge-
mäßer oder entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegeben 
oder veräußert werden.

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten der Ausgabe und 
Ausstattung der Schuldverschreibungen festzusetzen bzw. im 
Einvernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibun-
gen begebenden Gesellschaften, an denen die Gesellschaft 
eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung 
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schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs ist indes 
nicht vorgesehen, insbesondere damit einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse durch Schwankungen des Bör-
senkurses nicht wieder infrage gestellt werden können. 
Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung 
bestehen derzeit nicht.

•	 eigene Aktien auszugeben, um die Aktien der Gesellschaft 
an einer ausländischen Börse einzuführen, an der die 
Aktien bisher nicht notiert sind. Auf diesem Wege soll 
die Gesellschaft die Flexibilität erhalten, soweit dies aus 
Gründen der besseren langfristigen Eigenkapitalfinan-
zierung notwendig erscheint, Zweitnotierungen an aus-
ländischen Börsen aufzunehmen. Konkrete Pläne für das 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht.

•	 eigene Aktien gegen Barleistung unter Ausschluss des 
Bezugsrechts an Dritte zu veräußern, z. B. an institutio-
nelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investoren-
kreise. Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass 
der erzielte Preis (ohne Erwerbsnebenkosten) den am 
Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs 
einer Aktie im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren 
Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am 
Main nicht wesentlich unterschreitet. Durch die Orientie-
rung des Veräußerungspreises am Börsenkurs wird dem 
Gedanken des Verwässerungsschutzes Rechnung getragen 
und das Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der Aktio
näre angemessen gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei 
Festlegung des endgültigen Veräußerungspreises – unter 
Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – 
bemühen, einen etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so 
niedrig wie möglich zu bemessen. Die Aktionäre haben 
grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote 
durch Kauf von Aktien über die Börse aufrechtzuerhal-
ten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre 
weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurz-
fristig günstige Börsensituationen auszunutzen. Konkrete 
Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen 
derzeit nicht.

•	 einzelnen Mitgliedern des Vorstands anstelle der von der 
Gesellschaft geschuldeten Barvergütung eigene Aktien 
anzubieten. Hintergrund dieser Ermächtigung sind Über-
legungen des Aufsichtsrats, bereits fällige oder noch fällig 
werdende Gehaltsbestandteile des Vorstands nicht in bar, 
sondern in Aktien der Gesellschaft zu vergüten. Der Vorteil 
eines solchen Vorgehens läge nicht nur in der Schonung 
der Liquiditätsreserven der Gesellschaft, sondern auch in 

im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr gemäß den 
§§ 71d und 71e Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem 
Zeitpunkt mehr als 10 % des jeweiligen Grundkapitals ent-
fallen. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, 
einmal oder mehrmals ausgenutzt werden. Die Ermächti-
gung gilt bis zum 30. Juni 2015.

Der Erwerb eigener Aktien kann auf der Grundlage der neuen 
Ermächtigung entweder über die Börse oder mittels eines 
öffentlichen Kaufangebots erfolgen. 

Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl der 
angedienten Aktien die zum Erwerb vorgesehene Aktien-
anzahl übersteigt, kann der Erwerb unter Ausschluss des 
Andienungsrechts der Aktionäre nach dem Verhältnis der 
angedienten Aktien erfolgen, um das Erwerbsverfahren 
zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient auch die be-
vorrechtigte Berücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 
100 Stück angedienter Aktien je Aktionär.

Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen 
Aktien über die Börse oder im Wege eines an alle Aktionäre 
gerichteten Angebots wieder veräußert werden können. 
Darüber hinaus soll der Vorstand allerdings auch ermächtigt 
werden, mit Zustimmung des Aufsichtsrats

•	 eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungs-
beschluss einzuziehen

•	 eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unter-
nehmenszusammenschlüssen oder als Gegenleistung 
beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran 
anzubieten und zu übertragen. Die aus diesem Grund 
vorgeschlagene Ermächtigung soll die Gesellschaft im 
Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken 
und ihr ermöglichen, schnell, flexibel und liquiditäts-
schonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Erwerb 
von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. 
Dem trägt der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts 
der Aktionäre Rechnung. Die Entscheidung, ob im Ein-
zelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten 
Kapital genutzt werden, trifft der Vorstand, wobei er sich 
allein vom Interesse der Aktionäre und der Gesellschaft 
leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen 
wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der 
Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird der 
Vorstand den Börsenkurs der Aktie berücksichtigen; eine 
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der Schaffung eines weiteren Anreizes für den Vorstand, 
den Unternehmenswert durch besondere Leistungen zu 
steigern und damit im Interesse der Aktionäre und der 
Gesellschaft eine nachhaltige Kursentwicklung zu fördern. 
Einer wertmäßigen Verwässerung der bestehenden Aktien
beteiligungen wird dadurch entgegengewirkt, dass der 
Preis, welcher bei der Ermittlung der Zahl der zu übertra-
genden eigenen Aktien zugrunde gelegt wird, den am Tag 
der Angebotsunterbreitung durch die Eröffnungsauktion 
ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen Xetra-
Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der 
Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main nicht wesentlich 
unterschreiten darf (ohne Erwerbsnebenkosten).

•	 eigenen Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten, die 
unter dem Aktienoptionsplan 2010 der Gesellschaft 
ordnungsgemäß ausgegeben und ausgeübt wurden, zu 
bedienen. Der Vorteil der Bedienung von Bezugsrechten 
unter dem Aktienoptionsplan 2010 mit eigenen Aktien 
liegt darin, dass die Gesellschaft nicht unter Ausnutzung 
des Bedingtes Kapitals neue Aktien ausgeben muss, 
mithin den damit für die bestehenden Aktionäre ver-
bundenen Verwässerungseffekt vermeiden kann.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 8 HGB
(Wesentliche Vereinbarungen des Mutterunter
nehmens, die unter der Bedingung eines 
Kontrollwechsels infolge eines Übernahme
angebots stehen)

Wesentliche Vereinbarungen der Konzernmuttergesellschaft 
Francotyp-Postalia Holding AG, die unter der Bedingung 
eines Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots 
stehen, wurden weder mit Dritten noch mit Tochterunter-
nehmen getroffen.

Angaben nach § 315 Abs. 4 Nr. 9 HGB 
(Entschädigungsvereinbarung des Mutterunter-
nehmens für den Fall eines Übernahmeangebots)

Eine solche Vereinbarung bestand zum Stichtag 31. Dezem-
ber 2012 nicht. 

Vergütungsbericht gemäSS § 315 Abs. 2 Nr. 4 
Satz 1 HGB

Die Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder umfasst die 
monetären Vergütungsteile, die Versorgungszusagen und 
die sonstigen Zusagen, insbesondere für den Fall der Been-
digung der Tätigkeit, sowie Nebenleistungen jeder Art und 
Leistungen von Dritten, die im Hinblick auf die Vorstands
tätigkeit zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt werden. 
Entsprechend den Empfehlungen des Corporate Governance 
Kodex umfassen die monetären Vergütungsteile sowohl fixe 
wie auch variable Bestandteile.

Durch Beschluss der Hauptversammlung wird die Vergütung 
der Aufsichtsratsmitglieder in der Satzung festgelegt. Die 
Aufsichtsratsvergütung trägt der Verantwortung und dem 
Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder Rechnung und 
berücksichtigt sowohl den Vorsitz und den stellvertretenden 
Vorsitz wie auch die mögliche Mitgliedschaft in einem Aus-
schuss des Aufsichtsrats. Eine erfolgsorientierte Vergütung 
ist dabei nicht vorgesehen.

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird vom Aufsichtsrat 
in angemessener Höhe auf der Grundlage einer Leistungs-
beurteilung festgelegt. Kriterien für die Angemessenheit der 
Vergütung bilden insbesondere die Aufgaben des jeweiligen 
Vorstandsmitglieds, seine persönliche Leistung, die Leistung 
des Vorstands insgesamt sowie die wirtschaftliche Lage, der 
Erfolg und die Zukunftsaussichten des Unternehmens unter 
Berücksichtigung seines Vergleichsumfelds. In den mit den 
Vorständen abgeschlossenen Dienstverträgen sind ein festes 
Jahresgehalt und ein erfolgsabhängiger Bonus, abhängig 
vom erzielten Cashflow und EBITA, festgelegt.

Die direkte Vergütung des Vorstands betrug insgesamt 
755.000 Euro, wovon 602.000 Euro auf das feste Jah-
resgehalt inklusive der Zuschüsse zur Altersvorsorge und 
33.000 Euro auf Sachbezüge entfielen. Die Sachbezüge be-
stehen im Wesentlichen aus den nach steuerlichen Vorgaben 
anzusetzenden Werten aus der Dienstwagennutzung sowie 
den individuellen Versicherungsbeiträgen. Bei den ange-
gebenen Boni handelt es sich um die in dem Geschäftsjahr 
gezahlten Beträge. Bei den unter Boni (Rückstellung) ausge-
wiesenen Werten handelt es sich um die im Geschäftsjahr 
erfolgten Veränderungen der Rückstellungen.
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Die ordentliche Hauptversammlung der Francotyp-Postalia 
Holding AG vom 1. Juli 2010 hat beschlossen, an Mitglieder 
der Geschäftsführung von verbundenen Unternehmen im 
Sinne des § 15 AktG und an Führungskräfte des FP-Konzerns 
Bezugsrechte auszugeben, die die Inhaber dazu berechti-
gen, insgesamt maximal 1.045.000 Aktien gegen Zahlung 
des Ausübungspreises zu beziehen (Aktienoptionsplan). Aus 
diesem Aktienoptionsplan sind dem Vorstand je 180.000 – 
insgesamt 360.000 Aktienoptionen – gemäß Beschluss 
der Hauptversammlung zugeteilt worden. Im Berichtsjahr 
betrug der Personalaufwand für die in der Vergangenheit 
ausgegebenen Aktienoptionen 120.000 EUR.

Die Bezüge stellen sich wie folgt dar:

Das fixe Entgelt enthält Zuschüsse zur Altersvorsorge in 
Höhe von TEUR 76 (im Vorjahr TEUR 76) für Herrn Szymanski, 
TEUR 76 (im Vorjahr TEUR 76) für Herrn Drechsler.

Im Geschäftsjahr 2012 wurden für den Vorstand Boni in 
Höhe von jeweils TEUR 30 für Herrn Szymanski und für Herrn 
Drechsler ausgezahlt (im Vorjahr TEUR 140). Hierfür waren im 
Geschäftsjahr 2012 je Vorstandsmitglied Rückstellungen in 
Höhe von TEUR 30 (im Vorjahr TEUR 96) in Anspruch genom-
men worden. Die Sachbezüge bestehen im Wesentlichen 
aus den nach steuerlichen Vorgaben anzusetzenden Wer-
ten aus der Dienstwagennutzung sowie den individuellen 
Versicherungsbeiträgen.

Für Pensionsverpflichtungen gegenüber den aktiven Vor-
standsmitgliedern sind wie im Vorjahr nur unwesentliche 
Beträge zurückgestellt (2012: TEUR 2; 2011: TEUR 2).

Für Pensionsverpflichtungen gegenüber ehemaligen Vor-
standsmitgliedern der Francotyp-Postalia Holding AG und 
ehemaligen Geschäftsführern (sowie deren Hinterbliebenen) 

TEUR Fixes Entgelt
Sachbezüge /  

Zuschüsse Boni
Boni  

(Rückstellung)

Aktienoptio-
nen (Perso-

nalaufwand)
Gesamt

vergütung

Hans Szymanski 2012 316 15 30 -30 60 391

2011 279 11 140 -96 51 385

Andreas Drechsler 2012 286 18 30 -30 60 364

2011 253 15 140 -96 51 363

Gesamtbezüge für  
das Geschäftsjahr

2012 602 33 60 -60 120 755

2011 532 26 280 -192 102 748

der deutschen Francotyp Postalia GmbH sind insgesamt 
TEUR 1.147 (im Vorjahr TEUR 1.172) zurückgestellt (für die ehe-
maligen Vorstandsmitglieder der Francotyp-Postalia Hol-
ding AG: 31. Dezember 2012: TEUR 536; 31. Dezember 2011: 
TEUR 511). Den Rückstellungen wurden im Berichtsjahr 2012 
TEUR 54 (im Vorjahr TEUR 61) zugeführt. Davon entfallen 
TEUR 0 auf Service Cost und TEUR 54 auf Interest Cost.

Jedes Mitglied des Aufsichtsrats erhält neben dem Ersatz 
seiner baren Auslagen und seiner ihm für die Aufsichtsrats
tätigkeit etwa zur Last fallenden Umsatzsteuer geschäfts-
jährlich eine feste im letzten Monat des Geschäftsjahres 
zahlbare Vergütung in Höhe von TEUR 30. Für den Vorsit-
zenden beträgt die feste Vergütung ab dem Geschäftsjahr 
2009 150 % und für seinen Stellvertreter 125 % der Vergütung 
für das normale Aufsichtsratsmitglied.

Die Festvergütung des Aufsichtsrats betrug für das Ge-
schäftsjahr 2012 TEUR 113 (im Vorjahr TEUR 112).
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Die iab GmbH verfügt über die ISO-Zertifizierung nach ISO 9001. 

 

Arbeitnehmerbelange 
 

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter von Francotyp-Postalia machen den Erfolg aus. Ihre 

Identifikation mit dem Francotyp-Postalia und ihr Engagement für dessen Ziele leisten einen 

entscheidenden Beitrag zum langfristigen Unternehmenserfolg. Die Potenziale der Mitarbei-

ter werden durch ein hohes Maß an Eigenverantwortung gefordert und gefördert. 

 

Bei FP ist man sich der gesellschaftlichen Verantwortung bewusst und unterstützt beispiels-

weise Mitmenschen mit Beeinträchtigungen. So achtet die Tochtergesellschaft freesort seit 

der Gründung auf Barrierefreiheit und Behindertenfreundlichkeit. Das Unternehmen beschäf-

tigt zahlreiche Taubstumme und Gehörlose und wurde dafür von der Stadt Frankfurt ausge-

zeichnet. Im Jahr 2010 gewann das Unternehmen den deutschen Arbeitsplatzinvestor-Preis 

in der Kategorie „Behinderten-Arbeitsplätze“, verliehen vom Wirtschaftsclub Rhein-Main und 

der Bundesagentur für Arbeit. Hierbei werden jährlich Unternehmen ausgezeichnet, die sich 

in herausragender Weise ihrer Verantwortung bewusst sind, Arbeitsplätze zu schaffen.  

 

6. Erläuternder Bericht des Vorstands gemäß § 289 Abs. 4 HGB 

 

Nachstehend informiert der FP-Konzern über die verpflichtenden Angaben nach § 289 

Abs. 4 HGB. Es handelt sich dabei insgesamt um Regelungen, die bei börsennotierten Un-

ternehmen üblich sind und nicht dem Zweck der Erschwerung etwaiger Übernahmeversuche 

dienen. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 1 HGB 
(Gezeichnetes Kapital)  
 

Am 31. Dezember 2012 betrug das Grundkapital der Francotyp-Postalia Holding AG 

16.160.000 Euro. Es ist in 16.160.000 Stückaktien eingeteilt. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 2 HGB 
(Beschränkungen, die Stimmrechte oder die Übertragung von Aktien betreffen)  
 

Jede Aktie berechtigt zur Abgabe einer Stimme in der Hauptversammlung. Beschränkungen 

betreffend der Stimmrechte oder deren Übertragung bestehen nicht. Zum 31. Dezember 

2012 lag der Bestand an eigenen Aktien bei 370.444. Dies entspricht einem Anteil von 2,3 % 

des Grundkapitals. Bei eigenen Aktien werden keine Stimmrechte ausgeübt. Etwaige Be-

schränkungen, die sich aus Vereinbarungen zwischen Gesellschaftern ergeben könnten, 

sind dem Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG nicht bekannt.  

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 3 HGB  
(Direkte oder indirekte Beteiligungen am Kapital, die 10 % der Stimmrechte über-
schreiten) 
 

Zum 31. Dezember 2012 hielt die Amiral Gestion mit Sitz in Paris, Frankreich, 10,03 % am 

Grundkapital der Francotyp-Postalia Holding AG. Dies entspricht 1.660.000 Aktien. 
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Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 4 HGB  
(Aktien mit Sonderrechten)  
 
Die Francotyp-Postalia Holding AG hat keine Aktien mit Sonderrechten ausgegeben. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 5 HGB 
(Stimmrechtskontrolle bei Arbeitnehmerbeteiligung) 
 

Es existieren keine Stimmrechtskontrollen. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 6 HGB 
(Gesetzliche Bestimmung der Satzung über die Ernennung und Abberufung der Mit-
glieder des Vorstands und über die Änderung der Satzung) 
 

Gemäß Ziffer 6 Abs. 2 der Satzung der Francotyp-Postalia Holding AG erfolgen die Bestim-

mung der Anzahl der Vorstandsmitglieder, deren Bestellung sowie der Widerruf ihrer Bestel-

lung durch den Aufsichtsrat. Nach Ziffer 6 Abs. 3 der Satzung kann der Aufsichtsrat einem 

Aufsichtsratsausschuss den Abschluss, die Änderung und Beendigung von Anstellungsver-

trägen der Vorstandsmitglieder übertragen. 

 

Die Satzung schreibt in Ziffer 23 Abs. 1 vor, dass die Hauptversammlung ihre Beschlüsse mit 

einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen und, sofern das Gesetz außer der Stimmen-

mehrheit eine Kapitalmehrheit vorschreibt, mit der einfachen Mehrheit des bei der Be-

schlussfassung vertretenen Grundkapitals, falls das Gesetz oder die Satzung nicht zwingend 

eine größere Mehrheit vorschreibt, fasst. Stimmenenthaltungen gelten als nicht abgegebene 

Stimmen. Darüber hinaus kann der Aufsichtsrat gemäß Ziffer 15 Abs. 2 der Satzung Sat-

zungsänderungen vornehmen, die nur die Fassung betreffen. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 7 HGB  
(Befugnisse des Vorstands hinsichtlich der Möglichkeit, Aktien auszugeben oder zu-
rückzukaufen) 
 

Genehmigtes Kapital  
Der Vorstand war gemäß Ziff. 4 Abs. 3 der Satzung ermächtigt, das Grundkapital der Gesell-

schaft bis zum 15. Oktober 2011 mit Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer auf 

den Inhaber lautender Stückaktien gegen Bar- oder Sacheinlagen, einmal oder mehrmals, 

insgesamt um bis zu 6.000.000 Euro zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2006). Von dieser 

Ermächtigung ist kein Gebrauch gemacht worden. Um der Verwaltung den bisherigen Hand-

lungsspielraum über den 15. Oktober 2011 hinaus zu erhalten, hat die Hauptversammlung 

am 30. Juni 2011 beschlossen, das Genehmigte Kapital 2006 aufzuheben und durch ein 

neues Genehmigtes Kapital 2011 zu ersetzen. Dieses wurde zudem leicht erhöht. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 29. Juni 2016 mit 

Zustimmung des Aufsichtsrats durch Ausgabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlagen, einmal oder mehrmals, insgesamt um bis zu 

7.350.000 Euro zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011). Den Aktionären steht grundsätzlich 

ein Bezugsrecht auf die neuen Aktien zu. Gemäß § 186 Abs. 5 AktG können die neuen Ak-

tien auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder einem Konsortium aus Kreditinstitu-

ten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug anzubieten. 
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Der Vorstand ist ermächtigt, einmalig oder mehrmalig mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen: 

 

� für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

 

� soweit es erforderlich ist, um den Inhabern von bereits zuvor ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflich-

ten ein Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen nach Ausübung 

der Options- oder Wandlungsrechte bzw. nach Erfüllung der Options- oder Wandlungs-

pflichten zustehen würde; 

 

� soweit die neuen Aktien gegen Sacheinlagen ausgegeben werden sollen, um Unterneh-

men, Unternehmensteile oder Beteiligungen an Unternehmen zu erwerben, und sofern 

der Erwerb des Unternehmens oder der Beteiligung im wohlverstandenen Interesse der 

Gesellschaft liegt; 

 

� soweit die neuen Aktien gegen Bareinlagen ausgegeben werden und der auf die neu 

auszugebenden Aktien insgesamt entfallende anteilige Betrag des Grundkapitals 10 % 

des Grundkapitals nicht überschreitet und der Ausgabepreis der neu auszugebenden Ak-

tien den Börsenpreis der bereits börsennotierten Aktien der Gesellschaft zum Zeitpunkt 

der endgültigen Festlegung des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet. Für die 

Berechnung der Grenze von 10 % des Grundkapitals ist die Höhe des Grundkapitals im 

Zeitpunkt des Wirksamwerdens der Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – 

zum Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung maßgebend. Auf diesen 

Höchstbetrag ist der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf neue oder 

auf zuvor erworbene eigene Aktien entfällt, die während der Laufzeit dieser Ermächti-

gung unter Ausschluss des Bezugsrechts in unmittelbarer, sinngemäßer oder entspre-

chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgegeben oder veräußert werden, 

sowie der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf Aktien entfällt, die zur Bedienung 

von Options- oder Wandlungsrechten oder zur Erfüllung von Options- oder Wandlungs-

pflichten aus Schuldverschreibungen ausgegeben werden bzw. auszugeben sind, sofern 

die Schuldverschreibungen während der Laufzeit dieser Ermächtigung unter Ausschluss 

des Bezugsrechts in sinngemäßer Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ausgege-

ben werden; 

 

� für einen Anteil am genehmigten Kapital in Höhe von bis zu insgesamt 1.470.000 Euro, 

um die neuen Aktien an Mitarbeiter der Gesellschaft oder Mitarbeiter einer ihrer unmittel-

baren oder mittelbaren Konzernunternehmen im Sinne des § 18 AktG auszugeben, wo-

bei die Ausgabe der Belegschaftsaktien auch zu einem Vorzugspreis erfolgen kann. 

 

Über den Inhalt der jeweiligen Aktienrechte und die sonstigen Bedingungen der Aktienaus-

gabe entscheidet der Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrats. Der Aufsichtsrat ist er-

mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend dem Umfang der Kapitalerhöhung aus dem 

genehmigten Kapital zu ändern. 

 

Am 23. März 2012 hat der Vorstand der Francotyp-Postalia Holding AG mit Zustimmung des 

Aufsichtsrats beschlossen, das Grundkapital der Gesellschaft um 1,46 Mio. Euro zu erhöhen. 

Hierzu gab das Unternehmen neue, auf den Inhaber lautende Stückaktien mit einem anteili-

gen Betrag am Grundkapital von 1 Euro je Aktie aus. Das Grundkapital der Gesellschaft be-

trägt nun 16,16 Mio. Euro. Die neuen Aktien wurden unmittelbar nach Zustimmung des 

Aufsichtsrates im Rahmen eines Private Placement durch die 3R Investments Ltd., Zypern, 

gezeichnet. Damit ist die Kapitalerhöhung erfolgreich platziert. Der Ausgabebetrag lag bei 
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2,66 Euro je Aktie; der Gesellschaft floss ein Bruttoemissionserlös in Höhe von 3,9 Mio. Euro 

zu. 

 
Beschlussfassung 2012 
Mit Zustimmung des Aufsichtsrats beschloss der Vorstand am 23. März 2012 das Grundkapi-

tal der FP Holding AG von EUR 14.700.000, eingeteilt in 14.700.000 auf den Inhaber lauten-

den Stückaktien, um EUR 1.460.000 gegen Bareinlagen auf EUR 16.160.000 durch Ausgabe 

von 1.460.000 auf den Inhaber lautender Stückaktien mit voller Gewinnberechtigung ab dem 

1. Januar 2012 zu erhöhen. Das gesetzliche Bezugsrecht der Aktionäre wurde ausgeschlos-

sen. Der Ausgabebetrag betrug EUR 2,66 je Aktie womit ein Bruttoemissionserlös in Höhe 

von EUR 3.883.600 erzielt wurde. Die Zeichnung und Übernahme der 1.460.000 neuen, auf 

den Inhaber lautenden Stückaktien erfolgte durch die 3R Investments Ltd., Limassol, Zypern. 

Die Bareinlagen zuzüglich Aufgeld flossen im März 2012 zu. 

 
Bedingtes Kapital 
Am 30. Juni 2011 hat die Hauptversammlung beschlossen, das Grundkapital der Gesell-

schaft um einen Betrag von bis zu 6.305.000 Euro durch Ausgabe von bis zu 6.305.000 neu-

en auf den Inhaber lautenden Stückaktien mit einem auf jede Aktie entfallenden anteiligen 

Betrag des Grundkapitals von 1,00 Euro je Aktie bedingt zu erhöhen (Bedingtes Kapital 

2011). 

 

Das bedingte Kapital dient der Gewährung von Aktien an die Inhaber oder Gläubiger von 

Options- oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechten oder Gewinnschuldverschrei-

bungen (bzw. Kombinationen dieser Instrumente), die bis zum 29. Juni 2016 von der Gesell-

schaft oder durch ein unmittelbares oder mittelbares Konzernunternehmen der Gesellschaft 

im Sinne des § 18 AktG begeben werden. Sie wird nur insoweit durchgeführt, als von Opti-

ons- oder Wandlungsrechten aus den vorgenannten Schuldverschreibungen Gebrauch ge-

macht wird oder Options- oder Wandlungspflichten aus solchen Schuldverschreibungen 

erfüllt werden und soweit nicht andere Erfüllungsformen zur Bedienung eingesetzt werden. 

Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe der vorstehenden Ermächti-

gung jeweils zu bestimmenden Options- bzw. Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen 

vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Op-

tionsrechten oder durch Erfüllung von Wandlungspflichten entstehen, am Gewinn teil. 

 

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzelheiten 

der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der Aufsichtsrat wird er-

mächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend der Durchführung der bedingten Kapitaler-

höhung zu ändern. 

 

Wandel- und Optionsrechte  
Der Vorstand wurde mit Beschluss der Hauptversammlung vom 30. Juni 2011 ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis zum 29. Juni 2016, einmalig oder mehrmalig, insge-

samt oder in Teilbeträgen, Options- oder Wandelschuldverschreibungen, Genussrechte oder 

Gewinnschuldverschreibungen bzw. Kombinationen dieser Instrumente (zusammen „Schuld-

verschreibungen“) im Gesamtnennbetrag von bis zu 200.000.000 Euro zu begeben und den 

Inhabern bzw. Gläubigern (zusammen im Folgenden „Inhaber“) der jeweiligen Teilschuldver-

schreibungen Options- oder Wandlungsrechte auf den Erwerb von auf den Inhaber lauten-

den Stückaktien der Gesellschaft mit einem anteiligen Betrag des Grundkapitals von 

insgesamt bis zu 6.305.000 Euro nach näherer Maßgabe der Bedingungen der Schuldver-

schreibungen zu gewähren und entsprechende Options- oder Wandlungspflichten zu be-

gründen. Die Schuldverschreibungen sowie die Wandlungs- und Optionsrechte bzw. 

-pflichten dürfen mit einer Laufzeit von bis zu 30 Jahren oder ohne Laufzeitbegrenzung be-
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geben werden. Die Ausgabe von Schuldverschreibungen kann insgesamt oder teilweise 

auch gegen Erbringung einer Sachleistung erfolgen. 

 

Die einzelnen Emissionen können in jeweils unter sich gleichberechtigte Teilschuldver-

schreibungen eingeteilt werden. 

 

Die Schuldverschreibungen können in Euro oder – im entsprechenden Gegenwert – in der 

gesetzlichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. Sie können auch durch ein 

unmittelbares oder mittelbares Konzernunternehmen der Francotyp-Postalia Holding AG im 

Sinne des § 18 AktG begeben werden; in einem solchen Fall wird der Vorstand ermächtigt, 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats die Garantie für die Schuldverschreibungen zu überneh-

men und den Inhabern Options- bzw. Wandlungsrechte auf neue, auf den Inhaber lautende 

Stückaktien der Gesellschaft zu gewähren oder entsprechende Options- oder Wandlungs-

pflichten zu begründen. 

 

Im Falle der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder Teilschuldverschrei-

bung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt, die den Inhaber berechtigen, nach Maß-

gabe der vom Vorstand mit Zustimmung des Aufsichtsrates festzulegenden 

Optionsanleihebedingungen auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft zu be-

ziehen. Die Optionsanleihebedingungen können vorsehen, dass der Optionspreis ganz oder 

teilweise auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen erbracht werden kann, 

soweit diese auf Euro lauten. Das Bezugsverhältnis ergibt sich in diesem Fall aus der Divisi-

on des Nennbetrages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Optionspreis 

für eine auf den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft. Der anteilige Betrag des 

Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu beziehenden Aktien entfällt, darf 

den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht übersteigen. Die Laufzeit des 

Optionsrechts darf die Laufzeit der Optionsschuldverschreibung nicht überschreiten. 

 

Im Falle der Ausgabe von Wandelschuldverschreibungen erhalten die Inhaber der Teil-

schuldverschreibungen das Recht, diese nach näherer Maßgabe der vom Vorstand mit Zu-

stimmung des Aufsichtsrates festzulegenden Wandelanleihebedingungen in auf den Inhaber 

lautende Stückaktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Umtauschverhältnis ergibt sich 

aus der Division des Nennbetrages oder des unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebe-

trages einer Teilschuldverschreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine auf 

den Inhaber lautende Stückaktie der Gesellschaft und kann auf eine volle Zahl auf- oder ab-

gerundet werden. Der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die bei Wandlung auszu-

gebenden Aktien entfällt, darf den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. 

 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine Options- oder Wandlungs-

pflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem früheren Zeitpunkt begründen. 

 

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können das Recht der Gesellschaft vorsehen, 

bei Endfälligkeit der mit einem Options- oder Wandlungsrecht verbundenen Schuldver-

schreibungen den Inhabern der Schuldverschreibungen ganz oder teilweise an Stelle der 

Zahlung des fälligen Geldbetrages Aktien der Gesellschaft zu gewähren. Ferner kann vorge-

sehen werden, dass die Gesellschaft den Options- oder Wandlungsberechtigten oder 

-verpflichteten nicht auf den Inhaber lautende Stückaktien der Gesellschaft gewährt, sondern 

den Gegenwert in Geld zahlt. 

 

Soweit die Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder die Erfüllung der Options 

oder Wandlungspflicht zu rechnerischen Bruchteilen von Aktien führt, werden diese grund-

sätzlich in Geld ausgeglichen. Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können jedoch 
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vorsehen, dass kein Ausgleich für rechnerische Bruchteile von Aktien zu erfolgen hat. Die 

Gesellschaft kann in den Bedingungen der Schuldverschreibungen berechtigt werden, eine 

etwaige Differenz zwischen dem Nennbetrag der Teilschuldverschreibung und dem Produkt 

aus dem Options- bzw. Wandlungspreis und dem Bezugs- bzw. Umtauschverhältnis ganz 

oder teilweise durch Zahlung in Geld auszugleichen. 

 

Die vorstehenden Vorgaben gelten entsprechend, wenn Optionsscheine einem Genussrecht 

oder einer Gewinnschuldverschreibung beigefügt werden oder wenn das Options- oder 

Wandlungsrecht oder die Options- oder Wandlungspflicht auf einem Genussrecht oder einer 

Gewinnschuldverschreibung beruht. 

 

Der jeweils festzusetzende Options- oder Wandlungspreis muss, auch wenn er oder das 

Bezugs- oder Umtauschverhältnis variabel ist, mindestens 80 % des gewichteten durch-

schnittlichen Börsenkurses der Francotyp-Postalia Holding-Aktie in der Schlussauktion im 

vollelektronischen Handel an der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt am Main, auf Basis 

des Handelssystems Xetra (oder einem an dessen Stelle tretenden, funktional vergleichba-

ren Nachfolgesystem) betragen, und zwar  

 

� während der zehn Börsentage der Frankfurter Wertpapierbörse, Frankfurt am Main, vor 

dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Begebung der Schuld-

verschreibungen bzw. über die Erklärung der Annahme durch die Gesellschaft nach 

einer öffentlichen Aufforderung zur Abgabe von Zeichnungsangeboten, oder, 

 

� für den Fall der Einräumung eines Bezugsrechts auf die Schuldverschreibungen, vom 

Beginn der Bezugsfrist bis einschließlich des Tages vor der Bekanntmachung der end-

gültigen Festlegung der Konditionen gemäß § 186 Abs. 2 Satz 2 AktG 

 

§ 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt. 

 

Sofern während der Laufzeit von Schuldverschreibungen, die ein Options- oder Wandlungs-

recht bzw. eine Options- oder Wandlungspflicht gewähren bzw. bestimmen, Verwässerungen 

des wirtschaftlichen Werts der bestehenden Options- oder Wandlungsrechte eintreten (bei-

spielsweise durch Begebung weiterer Schuldverschreibungen oder Kapitalerhöhungen aus 

Gesellschaftsmitteln) und dafür keine Bezugsrechte als Kompensation eingeräumt werden, 

werden die Options- oder Wandlungsrechte – unbeschadet § 9 Abs. 1 AktG – wertwahrend 

angepasst, soweit die Anpassung nicht bereits durch Gesetz zwingend geregelt ist. In jedem 

Fall darf der anteilige Betrag des Grundkapitals, der auf die je Teilschuldverschreibung zu 

beziehenden Aktien entfällt, den Nennbetrag der einzelnen Teilschuldverschreibung nicht 

übersteigen. 

 

Statt einer wertwahrenden Anpassung des Options- bzw. Wandlungspreises kann nach nä-

herer Bestimmung der Bedingungen der Schuldverschreibungen in allen diesen Fällen auch 

die Zahlung eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei Ausübung 

des Options- oder Wandlungsrechts oder bei der Erfüllung der Options- oder Wandlungs-

pflicht vorgesehen werden. 

Den Aktionären steht grundsätzlich ein Bezugsrecht auf die Schuldverschreibungen zu. Die 

Schuldverschreibungen können auch von einem oder mehreren Kreditinstituten oder einem 

Konsortium aus Kreditinstituten mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionä-

ren zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht). 
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Der Vorstand wird jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der 

Aktionäre auf die Schuldverschreibungen auszuschließen: 

 

� für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses ergeben; 

 

� soweit dies erforderlich ist, um den Inhabern von bereits ausgegebenen Schuldver-

schreibungen mit Options- oder Wandlungsrechten oder Options- oder Wandlungspflich-

ten ein Umtausch- oder Bezugsrecht in dem Umfang gewähren zu können, wie es ihnen 

nach Ausübung des Options- oder Wandlungsrechts oder bei Erfüllung der Options- 

oder Wandlungspflicht zustehen würde; 

 

� soweit Schuldverschreibungen gegen Sachleistungen ausgegeben wer- den sollen und 

der Wert der Sachleistung in einem angemessenen Verhältnis zu dem nach anerkann-

ten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen Marktwert der Schuldver-

schreibungen steht; 

 

� soweit Schuldverschreibungen mit Options- oder Wandlungsrecht oder Options- oder 

Wandlungspflicht gegen Barleistung ausgegeben werden sollen und der Ausgabepreis 

ihren nach anerkannten finanzmathematischen Methoden ermittelten theoretischen 

Marktwert nicht wesentlich unterschreitet. Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsaus-

schluss gilt nur insoweit, als auf die zur Bedienung der Options- und Wandlungsrechte 

bzw. bei Erfüllung der Options- oder Wandlungspflichten ausgegebenen bzw. auszuge-

benden Aktien insgesamt ein anteiliger Betrag des Grundkapitals von nicht mehr als 

10 % des Grundkapitals der Gesellschaft entfällt. Für die Berechnung der 10 %-Grenze 

ist die Höhe des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptver-

sammlung über diese Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum Zeitpunkt 

der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung maßgebend. Auf diesen Höchstbetrag ist 

der anteilige Betrag des Grundkapitals anzurechnen, der auf Aktien entfällt, die während 

der Laufzeit dieser Ermächtigung in unmittelbarer, sinngemäßer oder entsprechender 

Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG unter Ausschluss des Bezugsrechts ausge-

geben oder veräußert werden. 

 

Der Vorstand wird ferner ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die weiteren Einzel-

heiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldverschreibungen festzusetzen bzw. im Ein-

vernehmen mit den Organen der die Schuldverschreibungen begebenden Gesellschaften, an 

denen die Gesellschaft eine unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligung hält, festzule-

gen. Dies betrifft insbesondere Volumen, Zeitpunkt, Zinssatz, Art der Verzinsung, Ausgabe-

kurs, Laufzeit und Stückelung, Options- bzw. Wandlungszeitraum, Festlegung einer 

Zuzahlung in bar, den Ausgleich oder die Zusammenlegung von Spitzen sowie die Barzah-

lung statt Lieferung von auf den Inhaber lautenden Stückaktien. 

 

Bedingtes Kapital zur ausschließlichen Erfüllung von Bezugsrechten 
Am 1. Juli 2010 hat die Hauptversammlung beschlossen, das Grundkapital der Gesellschaft 

um bis zu 1.045.000,00 Euro durch Ausgabe von bis zu 1.045.000 auf den Inhaber lautende 

Stückaktien bedingt zu erhöhen. Die bedingte Kapitalerhöhung dient ausschließlich der Erfül-

lung von Bezugsrechten, die bis zum 30. Juni 2015 aufgrund der im Beschluss der Haupt-

versammlung vom gleichen Tag formulierten Bedingungen gewährt werden. Die bedingte 

Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber der ausgegebenen Bezugs-

rechte von ihrem Recht zum Bezug von Aktien der Gesellschaft Gebrauch machen und die 

Gesellschaft zur Erfüllung der Bezugsrechte keine eigenen Aktien gewährt. Die Ausgabe der 

Aktien aus dem bedingten Kapital erfolgt zu dem gemäß folgender von der Hauptversamm-

lung beschlossener Bedingungen: „Der Ausübungspreis eines Bezugsrechts entspricht dem 

durchschnittlichen Börsenkurs (Schlusskurs) der Inhaber-Stückaktie der Gesellschaft im 
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elektronischen Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche 

Börse AG in Frankfurt am Main an den letzten 90 Kalendertagen vor der Gewährung des 

Bezugsrechts. Mindestausübungspreis ist jedoch der auf die einzelne Stückaktie entfallende 

anteilige Betrag am Grundkapital der Gesellschaft (derzeit Euro 1,00) (§ 9 Abs. 1 AktG).“ 

 

Die neuen Stückaktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, für das zum Zeitpunkt 

der Ausübung der Bezugsrechte noch kein Beschluss über die Verwendung des Bilanzge-

winns gefasst worden ist, am Gewinn teil. 

 

Ermächtigung zum Erwerb sowie zur Veräußerung eigener Aktien 
Auf der ordentlichen Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG vom 1. Juli 2010 

wurde der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu ins-

gesamt 10 % des zum Zeitpunkt dieser Beschlussfassung bestehenden Grundkapitals zu 

erwerben. Auf die nach dieser Ermächtigung erworbenen Aktien dürfen zusammen mit ande-

ren eigenen Aktien, welche sich im Besitz der Gesellschaft befinden oder ihr gemäß den 

§§ 71d und 71e Aktiengesetz zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 

jeweiligen Grundkapitals entfallen. Die Ermächtigung kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal 

oder mehrmals ausgenutzt werden. Die Ermächtigung gilt bis zum 30. Juni 2015. 

 

Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der neuen Ermächtigung entweder über die 

Börse oder mittels eines öffentlichen Kaufangebots erfolgen. 

 

Sofern bei einem öffentlichen Kaufangebot die Anzahl der angedienten Aktien die zum Er-

werb vorgesehene Aktienanzahl übersteigt, kann der Erwerb unter Ausschluss des Andie-

nungsrechts der Aktionäre nach dem Verhältnis der angedienten Aktien erfolgen, um das 

Erwerbsverfahren zu vereinfachen. Dieser Vereinfachung dient auch die bevorrechtigte Be-

rücksichtigung geringer Stückzahlen bis zu 100 Stück angedienter Aktien je Aktionär.  

Die Ermächtigung sieht vor, dass die erworbenen eigenen Aktien über die Börse oder im 

Wege eines an alle Aktionäre gerichteten Angebots wieder veräußert werden können. Dar-

über hinaus soll der Vorstand allerdings auch ermächtigt werden, mit Zustimmung des Auf-

sichtsrats 

• eigene Aktien ohne einen weiteren Hauptversammlungsbeschluss einzuziehen.  

• eigene Aktien als Gegenleistung im Rahmen von Unternehmenszusammenschlüssen 

oder als Gegenleistung beim Erwerb von Unternehmen oder Beteiligungen daran anzu-

bieten und zu übertragen. Die aus diesem Grund vorgeschlagene Ermächtigung soll die 

Gesellschaft im Wettbewerb um interessante Akquisitionsobjekte stärken und ihr ermög-

lichen, schnell, flexibel und liquiditätsschonend auf sich bietende Gelegenheiten zum Er-

werb von Unternehmen oder Beteiligungen daran zu reagieren. Dem trägt der 

vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre Rechnung. Die Entschei-

dung, ob im Einzelfall eigene Aktien oder Aktien aus einem genehmigten Kapital genutzt 

werden, trifft der Vorstand, wobei er sich allein vom Interesse der Aktionäre und der Ge-

sellschaft leiten lässt. Bei der Festlegung der Bewertungsrelationen wird der Vorstand si-

cherstellen, dass die Interessen der Aktionäre angemessen gewahrt werden. Dabei wird 

der Vorstand den Börsenkurs der Aktie berücksichtigen; eine schematische Anknüpfung 

an einen Börsenkurs ist indes nicht vorgesehen, insbesondere damit einmal erzielte Ver-

handlungsergebnisse durch Schwankungen des Börsenkurses nicht wieder in Frage ge-

stellt werden können. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen 

derzeit nicht. 

• eigene Aktien auszugeben, um die Aktien der Gesellschaft an einer ausländischen Börse 

einzuführen, an denen die Aktien bisher nicht notiert sind. Auf diesem Wege soll die Ge-

sellschaft die Flexibilität erhalten, soweit dies aus Gründen der besseren langfristigen Ei-
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genkapitalfinanzierung notwendig erscheint, Zweitnotierungen an ausländischen Börsen 

aufzunehmen. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit 

nicht. 

• eigene Aktien gegen Barleistung unter Ausschluss des Bezugsrechts an Dritte zu veräu-

ßern, z. B. an institutionelle Investoren oder zur Erschließung neuer Investorenkreise. 

Voraussetzung einer solchen Veräußerung ist, dass der erzielte Preis (ohne Erwerbsne-

benkosten) den am Handelstag durch die Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie 

im Xetra-Handel (oder einem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG 

in Frankfurt am Main nicht wesentlich unterschreitet. Durch die Orientierung des Veräu-

ßerungspreises am Börsenkurs wird dem Gedanken des Verwässerungsschutzes Rech-

nung getragen und das Vermögens- und Stimmrechtsinteresse der Aktionäre 

angemessen gewahrt. Die Verwaltung wird sich bei Festlegung des endgültigen Veräu-

ßerungspreises – unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten – bemühen, 

einen etwaigen Abschlag vom Börsenkurs so niedrig wie möglich zu bemessen. Die Akti-

onäre haben grundsätzlich die Möglichkeit, ihre Beteiligungsquote durch Kauf von Aktien 

über die Börse aufrecht zu erhalten, während der Gesellschaft im Interesse der Aktionäre 

weitere Handlungsspielräume eröffnet werden, um kurzfristig günstige Börsensituationen 

auszunutzen. Konkrete Pläne für das Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit 

nicht. 

• einzelnen Mitgliedern des Vorstands anstelle der von der Gesellschaft geschuldeten Bar-

Vergütung eigene Aktien anzubieten. Hintergrund dieser Ermächtigung sind Überlegun-

gen des Aufsichtsrats, bereits fällige oder noch fällig werdende Gehaltsbestandteile des 

Vorstands nicht in bar, sondern in Aktien der Gesellschaft zu vergüten. Der Vorteil eines 

solchen Vorgehens läge nicht nur in der Schonung der Liquiditätsreserven der Gesell-

schaft, sondern auch in der Schaffung eines weiteren Anreizes für den Vorstand, den Un-

ternehmenswert durch besondere Leistungen zu steigern und damit im Interesse der 

Aktionäre und der Gesellschaft eine nachhaltige Kursentwicklung zu fördern. Einer wert-

mäßigen Verwässerung der bestehenden Aktienbeteiligungen wird dadurch entgegen-

gewirkt, dass der Preis, welcher bei der Ermittlung der Zahl der zu übertragenden 

eigenen Aktien zu Grunde gelegt wird, den am Tag der Angebotsunterbreitung durch die 

Eröffnungsauktion ermittelten Kurs einer Aktie im elektronischen Xetra-Handel (oder ei-

nem vergleichbaren Nachfolgesystem) der Deutsche Börse AG in Frankfurt am Main 

nicht wesentlich unterschreiten darf (ohne Erwerbsnebenkosten). 

• eigenen Aktien zur Bedienung von Bezugsrechten, die unter dem Aktienoptionsplan 2010 

der Gesellschaft ordnungsgemäß ausgegeben und ausgeübt wurden, zu bedienen. Der 

Vorteil der Bedienung von Bezugsrechten unter dem Aktienoptionsplan 2010 mit eigenen 

Aktien liegt darin, dass die Gesellschaft nicht unter Ausnutzung des bedingten Kapitals 

neue Aktien ausgeben muss, mithin den damit für die bestehenden Aktionäre verbunde-

nen Verwässerungseffekt vermeiden kann. 

 

Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 8 HGB 
Wesentliche Vereinbarungen des Mutterunternehmens, die unter der Bedingung eines 
Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen) 
 
Wesentliche Vereinbarungen der Konzernmuttergesellschaft Francotyp-Postalia Holding AG, 

die unter der Bedingung eines Kontrollwechsels infolge eines Übernahmeangebots stehen, 

wurden weder mit Dritten noch mit Tochterunternehmen getroffen. 
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Angaben nach § 289 Abs. 4 Nr. 9 HGB  
(Entschädigungsvereinbarung des Mutterunternehmens für den Fall eines Übernah-
meangebots) 
 
Eine solche Vereinbarung bestand zum Stichtag 31. Dezember 2012 nicht.  

 

7. Vergütung von Vorstandsmitgliedern und Aufsichtsratsmitgliedern 

 

Die Gesamtvergütung der Vorstandsmitglieder umfasst die monetären Vergütungsteile, die 

Vorsorgungszusagen und die sonstigen Zusagen, insbesondere für den Fall der Beendigung 

der Tätigkeit, Nebenleistungen jeder Art und Leistungen von Dritten, die im Hinblick auf die 

Vorstandstätigkeit zugesagt oder im Geschäftsjahr gewährt werden. Entsprechend den Emp-

fehlungen des Corporate Governance Kodex umfassen die monetären Vergütungsteile so-

wohl fixe wie auch variable Bestandteile. 

 

Durch Beschluss der Hauptversammlung wird die Vergütung der Aufsichtsratsmitglieder in 

der Satzung festgelegt. Die Aufsichtsratsvergütung trägt der Verantwortung und dem Tätig-

keitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder Rechnung und berücksichtigt sowohl den Vorsitz 

und den stellvertretenden Vorsitz wie auch die mögliche Mitgliedschaft in einem Ausschuss 

des Aufsichtsrats. Eine erfolgsorientierte Vergütung ist dabei nicht vorgesehen. 

 

Gesamtbezüge von Vorstand und Aufsichtsrat 

 

Die Vergütung der Vorstandsmitglieder wird vom Aufsichtsrat in angemessener Höhe auf der 

Grundlage einer Leistungsbeurteilung festgelegt. Kriterien für die Angemessenheit der Ver-

gütung bilden insbesondere die Aufgaben des jeweiligen Vorstandsmitglieds, seine persönli-

che Leistung, die Leistung des Vorstands sowie die wirtschaftliche Lage, der Erfolg und die 

Zukunftsaussichten von Francotyp-Postalia unter Berücksichtigung seines Vergleichsum-

felds. In den mit den Vorständen abgeschlossenen Dienstverträgen sind ein festes Jahres-

gehalt und ein erfolgsabhängiger Bonus, abhängig vom erzielten Cash Flow und EBITA, 

festgelegt. 

 

Die ordentliche Hauptversammlung der Francotyp-Postalia Holding AG vom 1. Juli 2010 hat 

beschlossen, an Mitglieder der Geschäftsführung von verbundenen Unternehmen im Sinne 

des § 15 AktG und an Führungskräfte der FP-Konzern Bezugsrechte auszugeben, die die 

Inhaber dazu berechtigen, insgesamt maximal 1.045.000 Aktien gegen Zahlung des Aus-

übungspreises zu beziehen (Aktienoptionsplan). Aus diesem Aktienoptionsplan sind dem 

Vorstand je 180.000 – insgesamt 360.000 Aktienoptionen – gemäß Beschluss der Hauptver-

sammlung zugeteilt worden, eine Option hat einen beizulegenden Zeitwert von 1,37 Euro. 

 


